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Antrag 
der Abgeordneten Liam Flüsterbein, Tim Dieter, Yannick Merkel, Reem Ariana 

Anwar, Finn Bonnano, Carl Ulbricht, Vincent Flick, Wladimir Mentzen, 

Sebastian Kronenberg, Olaf Laschet und Yannik Schmäle 

 

Antrag auf Erhebung einer Anklage gegen die Bundespräsidentin vor dem 

Bundesverfassungsgericht 

 

Der Bundestag möge beschließen: 

 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 
Kurz nachdem Manuela Dreyer zur Bundespräsidentin gewählt wurde und ihr Amt antrat, verschwand 

sie spurlos. Keine Nachricht schien sie zu erreichen, nicht einmal die Anfragen und Bitten des 

Bundeskanzlers, weswegen der Bundesratspräsident eine ständige Vertretung antreten musste. Bis 

zum heutigen Tage hat sich die Bundespräsidentin nicht dazu geäußert. Nun stellt sich nach 

Presseberichten heraus, dass sich Frau Manuela Dreyer bereits kurz nach Amtsantritt auf ein Weingut 

in der Pfalz zurückgezogen hat und seitdem keinen Kontakt mehr zur Außenwelt pflegt, scheinbar auf 

eigenen Wunsch. Damit kommt sie nicht nur nicht dem Auftrag nach, welchen das deutsche Volk ihr 

erteilt hat, sondern sie verletzt auch ihre Amtspflichten, in dem sie ohne klaren Grund oder öffentliche 

Erklärung keine Bundesministerinnen und Bundesminister mehr ernennt und entlässt oder Gesetze 

gegenzeichnet, damit sie ausgefertigt werden können. 

 

II. Der Deutsche Bundestag beschließt: 
Der Deutsche Bundestag klagt die Bundespräsidentin Manuela Dreyer, gemäß Artikel 61 Absatz 1 Satz 

1 des Grundgesetzes, wegen vorsätzlicher Verletzung des Grundgesetzes vor dem 

Bundesverfassungsgericht an. Das Grundgesetz verletzt sie, in dem sie bereits kurz nach ihrem 

Amtsantritt weder Bundesministerinnen und Bundesminister ernannt und entlassen lassen (Artikel 64), 

noch die Gesetze, die durch den Bundestag und den Bundesrat beschlossen wurden gegengezeichnet 

oder beanstandet hat (Artikel 82), noch ihrer sonstigen im Grundgesetz festgeschriebenen 

Amtspflichten nachgekommen ist. Der Bundestag benennt nach Artikel 61 Absatz 1 Satz 4 Absatz Herrn 

Bundestagspräsidenten Liam von Starnberg zu seinem Beauftragten, welcher die Anklage vor dem 

Bundesverfassungsgericht vertritt. 

 

 

 

Berlin, den 9. Juli 2026 

Liam Flüsterbein, Tim Dieter, Yannick Merkel, Reem Ariana Anwar, Finn Bonnano, Carl Ulbricht, 

Vincent Flick, Wladimir Mentzen, Sebastian Kronenberg, Olaf Laschet und Yannik Schmäle 


